
Die Herausgeber der „Neuen Justiz“

Als im Januar 1947 das erste Heft der „Neuen Justiz“ erschien, war Herausgeber die Deutsche Justizverwal
tung der Sowjetischen Besatzungszone in Deutschland. Es war die Zeit, in der die Hauptaufgabe der Justiz 
noch in der Überwindung des bisherigen Rechtsdenkens in der Rechtswissenschaft und in den Köpfen der 
Richter und Staatsanwälte gesehen wurde. Es war die Zeit, als die auf die Spaltung Deutschlands gerichtete 
Politik der westlichen Alliierten noch nicht so offenkundig geworden war, als die patriotischen Kräfte in 
Deutschland noch nicht vor die Notwendigkeit gestellt waren, eine eindeutige Kampffront zur Wiederher
stellung der Einheit Deutschlands und gegen seine imperialistische Unterdrückung zu bilden. Man stand in 
der damaligen sowjetischen Besatzungszone noch mitten in der Arbeit zur Errichtung und Festigung der anti
faschistisch-demokratischen Ordnung, die ihre Grundlage in der von den werktätigen Massen des Volkes ge
tragenen Umgestaltung der sozial-ökonomischen Verhältnisse hatte und die die Basis werden sollte, von der 
aus später der Kampf um die Einheit Deutschlands und die Sicherung des Friedens in Europa über die 
Zonenschranken hinweg in den Teil Deutschlands zu tragen war, in dem die dort regierenden Besatzungs
mächte eine solche Umgestaltung nicht geduldet hatten.

Als im Oktober 1949 erstmals das Ministerium der Justiz der Deutschen Demokratischen Republik als 
Herausgeber der „Neuen Justiz“ erschien, war eine allenthalben sichtbare Klärung der Entwicklung eingetreten. 
Die Aufgaben der Justiz hatten sich gewandelt. In dem Gebiet, das in diesen Tagen zum Staatsgebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik geworden war, hatte sich die Justiz nicht nur demokratisiert, sie war 
aktiv eingeschaltet worden in den Kampf gegen jede Gefährdung der sich immer mehr festigenden anti
faschistisch-demokratischen Ordnung, insbesondere gegen alle, die sich der neuen Wirtschaftsordnung entgegen- 
stellten oder auch nur nicht fügen wollten, im Kampf gegen die Saboteure der Wirtschaftsplanung, gegen 
diejenigen, die das Volkseigentum schwächen oder schmälern wollten. Diese eindeutige Stellungnahme der Justiz 
war um so notwendiger geworden, als sich in der Zwischenzeit in Deutschland entsprechend der Entwicklung 
der weltpolitischen Situation klare Fronten herausgebildet hatten. Es gab einen Teil Deutschlands, der ein
deutig im hager des Friedens stand: es war der Teil, in dem die Deutsche Demokratische Republik errichtet 
wurde, die aber nicht nur von der Bevölkerung ihres Staatsgebietes, sondern von den friedliebenden und 
wahrhaft demokratischen Menschen in allen Teilen Deutschlands als ihr Staat angesehen wird. Und es gab 
einen anderen Teil Deutschlands, in dem es den um den Frieden, um die Wiederherstellung der Einheit und 
nationalen Unabhängigkeit Deutschlands kämpfenden Kräften noch nicht gelungen war, sich durchzusetzen, 
in dem die imperialistischen Westmächte noch ihr Regime führten, deren Besatzungstruppen schon damals 
zu Interventionstruppen geworden waren. Diese Mächte hatten inzwischen den Bonner Separatstaat geschaffen, 
der in völliger Abhängigkeit von ihnen stand, und dadurch den letzten entscheidenden Schritt zur Spaltung 
Deutschlands getan.

Die Gründung der Deutschen Demokratischen Republik, die durch diese Entwicklung unabweisbar geworden 
war, stellte einen entscheidenden Schritt in der Geschichte des deutschen Volkes dar. Jetzt zeigte sich, welch 
gewaltige Entwicklung sich in dem fortschrittlichen Teile Deutschlands dank der großzügigen Unterstützung der 
Sowjetunion vollzogen hatte. Die Kräfte der Demokratie und des Fortschritts, die jetzt freigelegt wurden, 
konnten auf dem, was in den vergangenen Jahren erreicht worden war, aufbauen und im Verlauf des 
ersten Jahres des Bestehens der Republik all die Erfolge erzielen, die die Voraussetzungen für die große Ver
trauenskundgebung des Volkes am 15. Oktober 1950 waren.

Nach der Errichtung der Deutschen Demokratischen Republik mußten auch die höchsten Rechtspflegeorgane 
geschaffen werden, die neben dem Ministerium der Justiz für einen Staat, der seine Souveränität wiederge
wann, unentbehrlich sind. Deshalb beschloß die Volkskammer in Übereinstimmung mit der Verfassung am
7. Dezember 1949 das Gesetz über die Errichtung des Obersten Gerichtshofs und der Obersten Staatsanwalt
schaft der Deutschen Demokratischen Republik. Seit diesem Gesetz gibt es bei uns wieder ein höchstes Ge
richt und eine Oberste Staatsanwaltschaft, deren Aufgabe es ist, die Rechtseinheit zu wahren und die schwersten, 
gegen die Grundlagen unserer antifaschistisch-demokratischen Ordnung gerichteten Verbrechen zu verfolgen. 
Diese Aufgabe ist deshalb von so großer Bedeutung, weil der Kampf gegen unsere antifaschistisch-demokra
tische Ordnung in seinen Methoden immer gefährlicher wird und immer mehr die Form von gemeinen Ver
brechen annimmt. Um diesen Angriffen wirksam zu begegnen, bedarf es einer einheitlichen, auf den Schutz 
der Republik gerichteten Rechtsprechung, bedarf es einer zielklar und zentral geleiteten Strafverfolgungs
politik.

Auf die besondere Bedeutung der Aufgaben, die das Oberste Gericht und die Oberste Staatsanwaltschaft zu 
erfüllen haben, ist in der „Neuen Justiz“ bereits mehrfach hingewiesen worden. Nachdem das Oberste Gericht 
und die Oberste Staatsanwaltschaft nunmehr länger als ein Jahr bestehen, erschien es richtig, die „Neue Justiz“ 
als die einzige juristische Fachzeitschrift der Deutschen Demokratischen Republik auch zu ihrer Zeitschrift zu 
machen. Deshalb erscheinen erstmalig mit diesem Heft als Herausgeber die drei höchsten Justizorgane: Das 
Ministerium der Justiz, das Oberste Gericht und der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik.

In der Zeitschrift haben sich damit die drei Organe der Justiz, die die Hauptverantwortung für die Tätig
keit aller Staatsanwälte, aller Gerichte und aller Justizverwaltungen in der Deutschen Demokratischen Republik 
tragen, sinnfällig vereinigt. Die „Neue Justiz“ wird es als ihre Aufgabe ansehen, noch konsequenter, noch 
g-ündlicher und noch eindeutiger als bisher sich einzuschalten in den großen und entscheidenden Kampf um die 
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands und um die Sicherung des Friedens, in den Kampf, dessen Basis 
die Deutsche Demokratische Republik ist, die es deshalb mit allen Kräften zu schützen gilt.
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